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Die Agitation großer 

Teile der deutschen 
Massenmedien gegen 
Rußland spricht jeder 
journalistischen Informa- 
tionspflicht Hohn. Das 
russische Militär, ja sogar 
Präsident Wladimir Putin 
persönlich wird für den Ab- 
sturz des malaysischen Pas- 
sagierflugzeugs MH-17 ver- 
antwortlich gemacht, der 
298 Zivilisten das Leben ge- 
kostet hat, darunter viele 
Kinder. 


Dabei ist bislang nicht 
einmal ansatzweise geklärt, 
wie es zur Tragödie von 
Flug MH-17 gekommen ist. 
Fest steht nur, daß die 
Boeing 777 in mehr als 
10.000 Metern Höhe über 
der Ostukraine auseinander- 
brach, nachdem zuvor, nicht 
aber im Moment der Kata- 
strophe ein ukrainisches 
Kampflugzeug in deren 
Nähe geortet worden war. 
Vorstellbar sind folgende 
Szenarien: 


1.) Technischer Defekt 


Wenige Monate vor dem 
Absturz von MH-17 ging 
Flug MH-370 der Gesell- 


schaft 


Malaysia Airlines 
spurlos verloren. Dabei han- 
delte es sich um eine bau- 
gleiche Boeing 777. Das 
kann Zufall sein, muß es 
aber nicht. Wer will aus- 
schließen, daß die Flugge- 


sellschaft schlicht mit 
diesem Flugzeugtyp ein 
gravierendes, tödliches Si- 
cherheitsproblem hat? 


2.) Explosion eines 
Sprengkörpers an Bord 


Ein Szenario, das derzeit 
weder bewiesen, noch aus- 
geschlossen werden kann. 
Auch in diesem Fall sind 
Parallelen zum Ver- 


schwinden von Flug MH- 
370 möglich. 


3.) Abschuß durch die 
ukrainische Luftwaffe 


Gegen dieses Szenario 
spricht der Umstand, daß 
die ukrainische Maschine 
vor dem Zerbersten der 
Boeing 777 nicht mehr in 
deren Nähe war. Ein Be- 
schuB aus Bordwaffen 
erscheint deshalb als 
schwer vorstellbar. Möglich 
wäre aber ein Abschuß mit 
einer weitreichenden Luft- 
Luft-Rakete. Russische 
Medien verbreiten Fotos, 
die eine äußere Ähnlichkeit 
der abgestürzten Boeing 
mit dem Flugzeug des rus- 
sischen Präsidenten Putin 
belegen sollen. 


4.) Abschuß vom Boden 
durch die Rebellen 


Möglich ist, daß die pro- 
russischen Rebellen ver- 
sucht haben, die ukrainische 
Kampfmaschine mit einer 
Boden-Luft-Rakete abzu- 
schießen. Deren Wärme- 
Suchkopf könnte sich dann 
ein größeres, einfacher zu 
erreichendes Ziel gesucht 
haben - Flug MH-17. Be- 
weisbar ist dieses Szenario 
bislang allerdings ebenso- 
wenig wie die fünf anderen 
Optionen. 


5.) Abschuß von 
russischem Boden 


Statt der Rebellen könnten 
auch reguläre russische 
Streitkräfte eine Rakete auf 
die ukrainische Kampfma- 
schine abgeschossen und 
versehentlich die Boeing 
777 getroffen haben. Nur in 
diesem Fall stände Putin tat- 
sächlich unmittelbar in der 
politischen Verantwortung. 


6.) Abschuß vom Boden 
durch die Ukrainer 


Nehmen wir an, der ukraini- 
sche Kampfflieger hat MH- 
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17 mit Putins Präsidenten- 
Maschine verwechselt, diese 
Falschinformationen seinen 
Vorgesetzten mitgeteilt und 
daraufhin den Befehl erhal- 
ten, abzudrehen um den 
Weg für den Abschuß durch 
eine Boden-Luft-Rakete frei 
zu machen? Auch dieses 
Szenario ist möglich, aber 
unbewiesen. 


Die deutschen Medien 
sind völlig undifferenziert 
auf Szenario 4.) konzen- 
triert. Vor der Option 5.) 
scheinen sie zurückzuschre- 
cken, weil sie sich offenbar 
die Konsequenzen gar nicht 
erst vorstellen wollen. 
Hierbei ist ganz offenbar der 
Wunsch der Vater des Ge- 
dankens. Eine durchaus 
ebenfalls mögliche Verant- 


wortung der ukrainischen 
Regierung in Kiew für die 
298 Toten von Flug MH-17 
wird in der hiesigen Bericht- 
erstattung von Anfang an 
ausgeschlossen. 


Mit der Festlegung wich- 
tiger politischer und medi- 
aler Akteure im Westen auf 
die Verantwortung der pro- 
russischen Separatisten für 
den Absturz von Flug 
MH-17 schwindet die 
Chance, daß die Katastrophe 
jemals endgültig aufgeklärt 
werden wird. Denn wer sich 
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von Anfang an auf ein be- 
stimmtes Ergebnis festlegt, 
wird keine abweichende 
Wahrheit akzeptieren. 


Politiker und Journalisten 
betreiben eine regelrechte 
Kriegshetze gegen Rußland. 
Schluß damit! Unsere Lo- 
sung lautet: Kein Krieg mit 
Rußland! 


Deshalb: Bei der 
Landtwagswahl am 31. 
August 2014 pro Deutsch- 
land wählen! Die demo- 
kratische Alternative zu 
Schwarz und Rot. 
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Mirko Schmidt 


Unser Spitzenkandidat fürfden Landtag. 
1% 


Spitzenkandidat Mirko Schmidt, 48, Unternehmer aus 
Meißen, ist verheiratet und hat vier Kinder. 


Zuwanderer 
gering qualifiziert 


Die Integration von Zu- 

wanderern in den deut- 
schen Arbeitsmarkt hat 
sich in den letzten 10 
Jahren etwas verbessert. 
Das besagt eine Studie der 
Organisation für wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) über 
„Migration in den wich- 
tigsten Industriestaaten“. Al- 
lerdings stellt die Privatwirt- 
schaft vor allem Zu- 
wanderer ab der zweiten 
Generation mit geringer 
Qualifikation zu niedrigen 
Löhnen ein. „Diese Aus- 


Für qualifizierte 
Arbeitskräfte ist 
Deutschland kein 
guter Standort am 
globalisierten 
Arbeitsmarkt: 
„Keinen wirklichen 
Bedarf an Zuwan- 
derern ...“ 


Bild: Gerd Altmann / 
pixelio.de 


länder gelten bei vielen Ar- 
beitgebern zwar als schlecht 
vorgebildet, dafür aber als 
arbeitswillig“, sagt der 
OECD-Zuwanderungsex- 

perte Thomas Liebig. Die 
Beschäftigtenrate von Zu- 
wanderern stieg dadurch in 
den Jahren 2000 bis 2011 
um sieben Punkte auf 64 
Prozent. 


Keinen wirklichen Be- 
darf an Zuwanderern sehen 
der Untersuchung zufolge 
deutsche Behörden. Polizei, 
Schulbehörde und Verwal- 


tung stellen Zuwanderer nur 
in Ausnahmefällen und oft 
sogar lediglich im symboli- 
schen Umfang ein. „Die 
Chance, einen Lehrer oder 
einen Polizisten mit auslän- 
dischen Wurzeln einzustel- 
len, wird in der Bundesre- 
publik leider immer noch zu 
wenig genutzt“, klagt Lie- 
big. 


Der Erhebung zufolge 
gibt es in Deutschland kaum 
eine Zuwanderung von 
hochqualifizierten Arbeits- 
suchenden. Die bevorzugen 
klassische Einwanderer- 


Länder wie die USA, Ka- 
nada und Australien, wo 
mehr verdient wird. Eine 
Spitzenplatz belegt Deutsch- 
land dagegen bei der Zu- 
wanderung ins soziale Netz. 


Porzellan-Manufaktur: 
Keine weiteren 


Entlassungen! 


Die 
Bener 


staatliche Mei- 

Porzellan-Ma- 
nufaktur ist auf der 
Suche nach privaten 
Geldgebern. Das Land 
Sachsen läuft Gefahr, sich 
bei dieser Suche eine „Heu- 
schrecke“  einzuhandeln, 
also einen Inves- 
tor, der es auf das 
schnelle Geld auf 
Kosten der Be- 
schäftigten abge- 
sehen hat und 
nicht auf eine sta- 
bile langfristige Entwick- 
lung. 


Außerdem arbeitet das 
Land Sachsen offenbar in- 
effektiv. Als im April ein 
Geldgeber aus Baden- 
Württemberg einen drei- 
stelligen Millionenbetrag 
für den Einstieg zur Ver- 
marktung der Marke „Mei- 
Ben“ jenseits der Porzellan- 
branche in Aussicht stellte, 
kam es „wegen Termin- 
problemen“ zunächst „nicht 
zu einem direkten Gespräch 


zwischen den Investoren 
und der Staatsregierung“, 
wie die „Süddeutsche Zei- 
tung‘ berichtete. Das läßt 
ein mangelndes Engage- 
ment der Landesregierung 
für die Meißener Porzellan- 
manufaktur erkennen. 


Die 


Bürgerbewegung 
pro Deutschland fordert 
deshalb eine Beteiligung 
des Kreises und der Stadt 
Meißen an der Manufaktur. 
Die Volksvertreter aus der 
Region müssen für die wei- 
tere Entwicklung ein Mit- 
spracherecht haben. 


Pro Deutschland fordert 
den Erhalt der Arbeitsplätze 
bei der Manufaktur. Denn 
die Interessen der Men- 
schen sind wichtiger als die 
Interessen des Kapitals! 
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Ziele zur sächsischen Land- 


tagqswahl am 31. August 2014 


Die demokratische Alternative zu Schwarz und Rot 


Hier fällt der Tod nach Sachsen ein - in Gestalt 


der Droge Crystal Meth. 
Foto: CC-Lizenz, Hoover5555 | 
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1. Grenzkriminalität 


Dank der Unfähigkeit un- 
serer Regierung hat die 
Grenzkriminalität ein nicht 
gekanntes Ausmaß erreicht. 
Durch die Öffnung der 
Grenze wurde der Bürger 
Freiwild für osteuropäische 
Diebesbanden. Der Innen- 
minister tut nichts dagegen. 
Im Gegenteil, der Polizeiap- 
parat wurde verkleinert. Wir 
fordern eine Stärkung der 
Polizei und Grenzkontrol- 
len. Unseren Politikern ist 
offenbar die Sicherheit der 
Bevölkerung egal, da sie 
sich in ihren Wohlstands- 
burgen verschanzen. 


2. Drogenbekämpfung 
und Kündigung des 
Schengener Abkommens 
mit Tschechien 


Die Regierung der Tschechi- 
schen Republik ignoriert die 
Drogenproblematik. Anders 
ist ihre passive Haltung 
nicht zu verstehen. Opfer 
dieser Politik sind auch wir 
Deutschen. Das Rauschgift 
Crystal stellt für die Sächsi- 
sche Jugend eine große Ge- 


fahr dar. Wir fordern die 
Kündigung des Schengener 
Abkommens mit Tschechien 
und die Wiedereinführung 
regulärer Grenzkontrollen. 
Der tschechische Staat muß 
aufgefordert werden, die 
Drogenküchen auszuräu- 
chern. 


3. Sofortiger Asylstopp 
und Abschiebung 


Wir fordern einen sofortigen 
Stopp für die Aufnahme von 
Asylanten im Freistaat 
Sachsen. Scheinasylanten, 
also ca. 97 Prozent der Asyl- 
bewerber, gehören sofort ab- 
geschoben. Wenn unsere 
Nachbarländer nicht in der 
Lage oder Willens sind, ihre 
Grenzen zu sichern, sollen 
sie sich um ihre Asylbe- 
werber bitte selber küm- 
mern. 


4. Aufklärung zur Pleite 
der Landesbank 


Wir wollen endlich Aufklä- 
rung über die mafiosen Me- 
thoden des ehemaligen Lan- 
desbankvorstandes. 


Die Bürgern Sachsens 
müssen noch jahrelang für 
die Unfähigkeit der CDU- 
Regierung büßen. Bis heute 
wird nicht aufgeklärt, son- 
dern vertuscht und gelogen. 


Politiker, die Straftaten 
begangen haben, gehören 
ins Gefängnis und nicht ins 
Parlament. 


5. Sicherung der Sächsi- 
schen Bodenschätze 


Sachsen ist reich an Boden- 
schätzen, die dem Volk ge- 
hören. Schon jetzt gieren 
ausländische Konzerne da- 
nach. Unsere Regierung 
öffnet ihnen dabei Tür und 
Tor. Die Interessen des 
Sächsischen Volkes sind 
ihnen egal. Wir wollen Ge- 
setze, die eine Ausplünde- 
rung unserer Bodenschätze 
verhindern. 


6. Einführung eines 
Sterbegeldes 


Viele Sächsische Bürger 
sind heute aus finanzieller 


Überflutung 


Entschädigt endlich 
alle Opfer des Hoch- 
wassers! 


Foto: CC-Lizenz, Rumuz 
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Asylbewerber in Dresden. Mehr als 97 Prozent 
sind nicht politisch verfolgt. 


Lage nicht mehr im Stande, 
ihre nächsten Angehörigen 
zu beerdigen. Sie werden in 
Massengräbern verscharrt 
wie Hunde. Das muß be- 
endet werden. Ein Volk ist 
auch daran zu messen, wie 
es mit seinen Verstorbenen 
umgeht. Den Regierenden 
scheinen die Mißstände 
gleichgültig zu sein. Sie 
treten seit Jahren die Inte- 
ressen des eigenen Volkes 
mit Füßen. 


7. Verstärkte Zusammen- 
arbeit mit Russland 


Wir fordern eine verstärkte 
Zusammenarbeit mit Russ- 
land in wirtschaftlicher und 
kultureller Hinsicht. Sank- 
tionen gegen das russische 
Volk lehnen wir ab. Das 
Volk der Sachsen ist fried- 
liebend und lässt sich nicht 
für amerikanische Zwecke 
(NATO-Erweiterung) miss- 
brauchen. 


Auf Absprachen mit 
Russland ist verlass, auf das 
Wort der USA nicht. 


Foto: CC-Lizenz, set-1 


8. Sofortige Auszahlung 
von Fluthilfe 


Wir fordern, die Fluthilfe an 
Hochwassergeschädigte so- 
fort auszuzahlen und die 
Verzögerungstaktik zu un- 
terbinden. Des Weiteren soll 
eine staatliche Versicherung 
für Hochwasser gegründet 
werden. 


9. Keine Maut in Sachsen 


Wir fordern, dass in Sachsen 
keine Maut gezahlt wird. 
Der Bürger wird von der öf- 
fentlichen Hand schon mehr 
als genug wirtschaftlich aus- 
genommen. 


10. Genfreie 
Landwirtschaft 


Wir fordern eine genfreie 
Landwirtschaft, um die Ge- 
sundheit der Bürger und die 
Umwelt zu schützen. 


Eine Einfuhr genmanipu- 
lierter Pflanzen aus den 
USA lehnen wir ab. 


4 Unser Programm pro Deutschland 
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Durch dieses hohe Haus soll ein frischer Wind wehen: „Die Bürgerbewegung pro Deutschland fordert das Ende der Parteibuchwirtschaft!“ 


Was wir wollen 


Auszüge aus unserem Programm pro Deutschland 


H Präambel 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland versteht sich 
als politische Vereinigung 
von Menschen, die den 
abendländischen Cha- 
rakter Deutschlands be- 
wahren wollen. Sie bekennt 
sich zu den Werten der frei- 
heitlich-demokratischen 
Grundordnung des Grund- 
gesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland. 


EB Mensch und Staat 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland macht sich 
stark für die Freiheit des 
Bürgers von staatlicher 
Bevormundung. Sie fordert 
eine wirksame Eindämmung 
des Mißbrauchs staatlicher 
Gewalt durch Interessen- 
gruppen, die immer wieder 
erfolgreich ihre partikularen 
Belange gegen die Belange 
der Mehrheit des Volkes 
durchgesetzt haben. Dafür 
ist die Transparenz politi- 
scher Entscheidungspro- 


zesse eine wesentliche Vo- 
raussetzung. Die Beratung 
und Regelung der öffentli- 
chen Angelegenheiten darf 
nicht exklusiven Macht-Zir- 
keln vorbehalten bleiben. 
Sie muß vielmehr öffentlich 
in den dafür vorgesehenen 
staatlichen Institutionen er- 
folgen. 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland bekennt sich 
zur Bundesrepublik 
Deutschland als dem demo- 
kratisch verfaßten National- 
staat der Deutschen. Sie 
setzt sich ein für die Erneue- 
rung des Staates vom Haupt 
bis zu den Gliedern. Des- 
halb sind ihre Mitglieder be- 


reit, in den Parlamenten und 
in den Gremien der kommu- 
nalen Selbstverwaltung Ver- 
antwortung zu übernehmen. 


H Gewaltenteilung 


Die Trennung der drei Ge- 
walten - Gesetzgebung 
(Parlamente), Rechtspre- 
chung (Gerichte) und Aus- 


Schmiergeld 


Schmiergeld 


Politik soll wieder transparent werden: „Die Beratung und Regelung der öffentlichen 
Angelegenheiten darf nicht exklusiven Macht-Zirkeln vorbehalten bleiben.“ - Bild: Gerd 


Altmann / pixelio.de 


führung (Verwaltung, Po- 
lizei) - ist Grundlage des 
demokratischen Rechts- 
staates. Sie wird in 
Deutschland immer mehr 
durch den um sich grei- 
fenden Parteienfilz ausge- 
höhlt. Immer öfter werden 
Gerichts- und Polizeipräsi- 
denten sowie Verwaltungs- 
beamte nicht nach ihrer 
fachlichen Qualifikation, 
sondern nach ihrem Partei- 
buch ausgesucht. 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland fordert das 
Ende der Parteibuchwirt- 
schaft! Wer die Gewaltentei- 
lung aushöhlt, legt Hand an 
die Fundamente des demo- 
kratischen Rechtsstaates. Er 
muß in die Schranken ver- 
wiesen werden! 


H Demokratie 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland bekennt sich 
zu Demokratie und Mei- 
nungsfreiheit. In politi- 
schen Auseinandersetzun- 
gen müssen auch unbeque- 


me Ansichten geduldet wer- 
den. Die Chancengleichheit 
aller Teilnehmer des politi- 
schen Wettbewerbes muß 
gewährleistet sein. Es gilt, 
insbesondere auf kommu- 
naler Ebene die Bürgerinnen 
und Bürger nachhaltiger in 
die Entscheidungsprozesse 
einzubinden. Politik muß 
deshalb öffentlich durch- 
schaubar und politische 
Teilhabe für jedermann muß 
möglich gemacht werden. 


Soziale 
Gerechtigkeit 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland fordert die 
Wiederherstellung der so- 
zialen Marktwirtschaft in 
Deutschland. Sie erteilt der 
Idee des globalisierten Ar- 
beitsmarktes eine Absage. 
Während die alten politi- 
schen Kräfte den Globalisie- 
rungskonzernen ständig 
nachgeben, Arbeitsplätze 
exportieren, dabei gleich- 
zeitig Arbeitssuchende im- 
portieren und so das Lohn- 
und Beschäftigungsniveau 
in Deutschland nach unten 
drücken, fordert pro 
Deutschland die Politik zur 
Zurückweisung der Macht- 
ansprüche der multinatio- 
nalen Unternehmen und ins- 
besondere der Großbanken 
und Versicherungskonzerne 
auf. 


Wer wirtschaftliche Ver- 
änderungen will, muß deren 
Gewinner und Verlierer 
offen und ehrlich benennen. 
Wer, wie viele Politiker, be- 
hauptet, seine Wirtschafts- 
politik würde nur Gewinner 
und keine Verlierer kennen, 
versucht offensichtlich, die 
Öffentlichkeit hinters Licht 
zu führen. Pro Deutschland 
will die Multis und die 
Geldkonzerne schwächen, 
aber die Arbeiter, Ange- 
stellten und Beamten sowie 
die kleinen Gewerbetrei- 
benden und die mittelständi- 
schen Unternehmen stärken. 


H Renten 


Die ältere Generation hat 
Deutschland nach dem 
Krieg wieder aufgebaut 
und mit ihrer Lebensleis- 


tung die Grundlagen für 
den Wohlstand der Jün- 
geren gelegt. Sie verdient 
es nicht, von der Politik als 
lästiger Bittsteller behandelt 
und finanziell ausgeblutet zu 
werden. Längst haben die 
Rentner einen erheblichen 
Teil ihrer Kaufkraft einge- 
büßt. Sie werden um die 
Früchte ihrer jahrzehnte- 
langen Zahlungen in die 
Rentenkassen betrogen. 
Dieser breit angelegte 
Volksbetrug muß ein Ende 
haben! Die Verantwortli- 
chen sind politisch zur Re- 
chenschaft zu ziehen! 


H Kriminalität 


Polizei und Justiz müssen 
im Umgang mit Krimi- 
nellen endlich die Samt- 
handschuhe ausziehen. 
Dafür brauchen sie Rückhalt 
aus der Politik. Die Bürger- 
bewegung pro Deutschland 


fordert: Opferschutz vor 
Täterschutz! 
Straftäter, die Woh- 


nungseinbrüche, Diebstähle 
oder Raubdelikte begangen 
haben, müssen mit der 
vollen Härte des Gesetzes 
konfrontiert und nicht, wie 
heute üblich, erst nach einer 
sehr großen Zahl von nach- 
gewiesenen Delikten zu 
einer Haftstrafe verurteilt 
werden. Das berechtigte In- 
teresse der gesetzestreuen 
Bürgerinnen und Bürger am 
Schutz vor Gewalt- und Ei- 
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Die Euro-Inflation entwertet die Renten: „Längst haben 
die Rentner einen erheblichen Teil ihrer Kaufkraft einge- 
büßt. Sie werden um die Früchte ihrer jahrzehntelangen 
Zahlungen in die Rentenkassen betrogen.“ - Bild: matchka 


/ pixelio.de 


gentumsdelikten ist der Bür- 
gerbewegung pro Deutsch- 
land wichtiger als das 
unberechtigte Interesse der 
Täter, möglichst lange auf 
freiem Fuß zu bleiben, um 
weitere Straftaten begehen 
zu können. 


Gefängnisse dürfen nicht 
zu Erholungsheimen um- 
funktioniert werden. Straf- 
gefangene sollen im Rah- 
men ihrer Möglichkeiten zur 
Arbeit herangezogen wer- 
den, um einen Beitrag zur 
Finanzierung ihrer Haft zu 
leisten. 


Sexualstraftäter und ins- 
besondere Kinderschänder 
sollen nicht mehr - wie 
heute üblich - nach einer 


kurzen Haftstrafe mit an- 
schließender psychiatrischer 
Behandlung erneut auf die 
Öffentlichkeit losgelassen 
werden. 


H Extremismus 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland erteilt jeder 
Form von politischem Ex- 
tremismus eine scharfe 
Absage. Die Teilnahme am 
politischen Wettbewerb in 
Deutschland setzt die Aner- 
kennung der Werte des 
Grundgesetzes voraus. Das 
Recht auf freie Mei- 
nungsäußerung stößt dort an 
eine Grenze, wo Gewalt als 
Mittel politischer Auseinan- 
dersetzungen gepredigt oder 
eingesetzt wird. Die Bürger- 


Noch demonstriert pro Deutschland vor dem Deutschen Bundestag, aber mit Ihrer 
Hilfe haben wir dort drin bald ein Wort mitzureden! - Bild: www.steb-studio.de 


bewegung pro Deutschland 
fordert ein Verbot aller poli- 
tischen Vereinigungen, die 
das Gewaltmonopol des 
Staates mißachten. 


B Ausländerpolitik 


Deutschland darf kein 
Einwanderungsland wer- 
den. Die Situation auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt er- 
fordert nicht mehr Zuwan- 
derung, sondern mehr Bil- 
dung. Die Politik muß 
endlich bereit sein, aus dem 
Scheitern der „multikultu- 
rellen Gesellschaft“ Konse- 
quenzen zu ziehen. Die Bür- 
gerbewegung pro 
Deutschland fordert denje- 
nigen Teil der in Deutsch- 
land lebenden Ausländer, 
der unser Land als seine 
Heimat ansieht und hier auf 
Dauer leben möchte, dazu 
auf, die deutsche Sprache zu 
erlernen und die Kultur un- 
seres Landes zu achten. Pro 
Deutschland fordert außer- 
dem Toleranz und Achtung 
gegenüber denjenigen Aus- 
ländern, die als Gäste auf 
Zeit bei uns arbeiten, sowie 
eine Trennung in Freund- 
schaft von jenen, die hart- 
näckig integrationsunwillig 
oder -unfähig sind und/oder 
unsere Sozialsysteme dauer- 
haft ausnutzen. 


Ausländische Straftäter, 
die das deutsche Gastrecht 
mißbrauchen, gehören nach 
Verbüßung ihrer Strafe un- 
verzüglich abgeschoben. 
Ihnen soll die erneute Ein- 
reise nach Deutschland le- 
benslang verweigert wer- 
den. 


Vereinigungen von reli- 
giösen Fanatikern, die das 
deutsche Grundgesetz miß- 
achten, gehören verboten 
und aufgelöst. Islamistische 
Haßprediger müssen unver- 
züglich aus Deutschland 
ausgewiesen werden. 


Die Asylverfahren müs- 
sen gestrafft werden. 
Rechtsgültige Abschie- 
bungs-Verfügungen gegen 
Scheinasylanten müssen - 
wie international üblich - 
unverzüglich umgesetzt 
werden. 


6 Aufgehetzt: Türken gegen Deutsche 


Wie türkische Politiker 


Deutsche Politiker tun 

nahezu alles für die In- 
tegration der Türken in 
die deutsche Gesellschaft. 
Sie finanzieren Sprach- 
kurse, bieten Hilfen an, 
schütteln Hände und orga- 
nisieren Einbürgerungen. 
Ob Klaus Wowereit und sein 
Neuköllner Bezirksbürger- 
meister Heinz Buschkowsky 
in Berlin, Christian Ude in 
München, Jürgen Roters in 
Köln oder Olaf Scholz in 
Hamburg: Auf ihre „Mit- 
bürger mit Zuwanderungs- 
hintergrund“ lassen sie 
nichts kommen, und wenn 
Zweifel am Erfolg von Inte- 
grationspolitik und Multi- 
Kulti aufkommen, reagieren 
sie mit Durchhalte-Parolen. 
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Außenminister Davutoglu 
strebt ein türkisches Welt- 
reich an. Die in Deutsch- 
land lebenden Türken 
sind Figuren auf seinem 
Schachbrett: „Wir werden 
uns wie einst die Osmanen 
(...) zu einer globalen Welt- 
macht entwickeln.“ 


Aber türkische Regie- 
rungs-Politiker und deren 
Parteigänger in Deutschland 
fallen ihnen in den Rücken! 
Ministerpräsident Recep Er- 
dogan zieht mit ihnen am 
selben Strang, aber in die 
andere Richtung. Er will die 


Integration seiner türkischen 
Landsleute in Deutschland 
hintertreiben. Fast alle in 
Deutschland lebenden Tür- 
ken kennen die Parolen, in 
denen Moscheen zu Ka- 
sernen und islamische Gläu- 
bige zu Soldaten werden. 
Sie lesen davon in den türki- 
schen Zeitungen, die an 
vielen deutschen Kiosken 
verkauft werden. Und sie 
empfangen über ihre Satelli- 
tenschüsseln das türkische 
Fernsehprogramm mit den 
einschlägigen chauvinisti- 
schen Losungen. 


Wir werden die 
Macht übernehmen ... 


Ein türkischer Beamter aus 
einem Regierungspräsidium 
in Bayern äußerte in einem 
Interview: „Ich sehe eine 
große Chance, an Schulen 
künftig vorwiegend Mus- 
lime als Direktoren einzu- 
setzen (...) Aber das ist nur 
der Anfang. Wir werden zu- 
nehmend die Macht über- 
nehmen in diesem Land, da 
wir auch die meisten Kinder 
stellen. Nicht nur an den 
Hauptschulen, auch an 
Gymnasien und Berufskol- 
legs.“ Der Mann gehört zur 
Gemeinschaft Milli Görüs, 
einer der mitgliederstärksten 
türkisch-islamischen Orga- 
nisationen in Deutschland. 
Auch sein Premier Erdogan 
nimmt kein Blatt vor den 
Mund: „Wir werden die eu- 
ropäische Kultur mit der tür- 
kischen impfen, um diese 
Länder zu türkisieren.“ 


Während für Herrn Er- 
dogan die Türkei „das Land 
ist, das in der Welt die Ta- 


„Die Demokratie ist nur der Zug, auf den wir aufsteigen, 
bis wir am Ziel sind. Die Moscheen sind unsere 
Kasernen, die Minarette unsere Bajonette, die Kuppeln 
unsere Helme und die Gläubigen unsere Soldaten.“ 


Recep Erdogan, türkischer Ministerpräsident 


gesordnung bestimmt“, setzt 
sein Außenminister Ahmet 
Davutoglu den Größenwahn 
fort: „Wir werden uns wie 
einst die Osmanen, die sich 
damals von einer kleinen 
Volksgruppe zu einer Welt- 
macht entwickelt haben, 
auch zu einer globalen Welt- 
macht entwickeln. Wir ha- 
ben alles, was man als 
Traum bezeichnet, in kurzer 
Zeit verwirklicht. Wir wer- 
den nie von unseren Zielen 
abweichen. Wir produzieren 
unsere eigenen Waffensys- 
teme und unsere Verteidi- 
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gungsindustrie entwickelt 
sich in einer positiven Rich- 
tung.“ Die Türkei verfügt 
aber noch über wirksamere 
Waffen. Es ist viele Jahre 
her, daß der muslimische 
Spruch „In den Kreißsälen 
werden wir euch besiegen“ 
die Bevölkerung schockier- 
te. 


Traum vom Großreich 


Mittlerweile ist daraus All- 
tag geworden. Türkische 
Politiker und ihre Funktio- 
näre in Deutschland wider- 
setzen sich der deutschen In- 
tegrationspolitik, sprechen 
von „Germanisierung“. Den 
nicht-türkischen Nachbarn 
der Großmoscheen in 
Deutschland empfehlen sie: 
„Lernt Türkisch!“ Längst 
bieten viele Moscheevereine 


Türken gegen Deutschef:!!jj1[:17Z-], 


entsprechende Sprachkurse 
an. 


Die Bürgerbewegung pro 
Deutschland will die Zu- 
wanderung in die Sozialsys- 
teme stoppen. Und sie for- 
dert hartnäckig integra- 
tionsunwillige Ausländer 
auf, ihre Zukunft nicht bei 
uns in Deutschland zu su- 
chen, sondern in ihrem 
Herkunftsland. 


Wir reichen jedem die 
Hand, der guten Willens ist, 
in Deutschland zu leben, zu 
arbeiten, Deutsch zu spre- 
chen und unsere Kultur zu 
achten. Aber dabei muß 
klar sein, daß Deutschland 
das Land der Deutschen 
bleiben wird. Denn auch 
wir Deutschen haben ein 
Recht auf eine Heimat! 
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SCHENGENER ABKOMMEN 7 


Offene Grenzen > 


Mehr Kriminalität 


Der Verzicht auf 

Grenzkontrollen ist uns 
von den EU-Politikern als 
Fortschritt verkauft wor- 
den. Kein lästiges Warten 
mehr. Nie wieder Schlag- 
bäume und mürrische Zoll- 
beamte, die Ausweise über- 
prüfen und nach Schnaps 
und Zigaretten fragen. Aber 
an der Grenze zu den Nie- 
derlanden floriert jetzt der 
Drogenhandel (Haschisch). 
Und im Osten sind alle Kri- 
minalitäts-Kurven steil in 
die Höhe geschossen. 


Diebstähle und 
Drogenhandel 
Die Kriminalität zog im 
Grenzgebiet zu Polen und 
Tschechien in den letzten 
vier Jahren auf deutscher 
Seite dramatisch an. Eigen- 
tumsdelikte nahmen zu und 
bedrohen die Existenz deut- 
scher Unternehmen. Beim 
Drogenhandel im Osten geht 
es meist um Crystal Speed, 
einem Amphetamin, das die 
Wehrmacht im Zweiten 
Weltkrieg unter dem Namen 
Pervetin zur Leistungsstei- 
gerung einsetzte. Das Pulver 
reduziert das Schlafbedürf- 
nis, erhöht kurzzeitig die 
Konzentrationsfähigkeit, 
senkt das Schmerzemp- 
finden und treibt die Risiko- 
bereitschaft an. Der regel- 
mäßige Gebrauch zerstört 
den menschlichen Körper. 


Dr. jur. Andreas Graudin 


zum Testament 


Wohnungseinbrüche nehmen immer mehr zu. Die Täter 
kommen oft aus Osteuropa. Foto: Christoph Droste, pixelio.de 


Dabei begann alles im 
Jahr 2007 bei bester Feier- 
laune. Bundesinnenminister 
Wolfgang Schäuble war ins 
sächsische Pirna gereist und 
erläuterte die Folgen der 
Grenzöffnung: „Es wird 
mehr Freiheit geben und 
nicht weniger Sicherheit. 
Deshalb können wir uns auf 
die Schengen-Erweiterung 
und ein weiter zusammen- 
wachsendes Europa freuen.“ 


Aber im Jahr 2012 fällt 
die Bilanz der Polizei ver- 
heerend aus. Die „grenz- 
überschreitende Kriminali- 
tät“ zog enorm an. Waffen- 
und Drogenhandel, Auto- 
diebstähle, Einbrüche und 
Schleusertum nahmen mas- 
siv zu. Die deutsch-tsche- 
chische Grenzregion ist zu 
einem der europaweit 
größten Umschlagplätze für 
Crystal Speed geworden. 


Im Jahr 2011 stellte die 
Polizei 40 Kilogramm si- 
cher. Bundesweit wurden 
2.112 Straftaten im Zusam- 
menhang mit Crystal Speed 
registriert, ein Anstieg um 
164 Prozent gegenüber 
2010, als es noch 799 Fälle 
und knapp 27 Kilogramm 
waren. Die Todesdroge ist 
auf vielen Vietnamesen- 
märkten unmittelbar hinter 


Foto: Arno 
Bachert, pixelio.de 


Die Polizei schlägt Alarm: 
„Diese Absurdität muß man 
ändern ...'' 


Unglaublich: Jedes Jahr nimmt der deutsche 
Staat sieben Milliarden Euro aus Nachlässen und 
an Erbschaftssteuer ein - nur, weil viele Deutsche 
keinen letzten Willen verfügt haben. Wie macht 
man ein Testament? Wo wird es hinterlegt? Wie 
vermeidet man Erbschaftssteuer? Was kann 
testamentarisch verfügt werden? - Diese Hand- 
reichung des Juristen Dr. Graudin gibt Antworten! 


Dr. jur. Andreas Graudin: Der Weg zum Testament. Bro- 
schüre. Kostenlos anfordern: 030 - 66 40 84 14 


der deutsch-tschechischen 
Grenze zu haben. 


Geklaut: Autos, 
Baumaschinen, 
Traktoren 


An der Grenze zu Polen ver- 
schwinden auf deutscher 
Seite ständig Autos, Bauma- 
schinen und Traktoren. Ten- 
denz: steigend. Die aktuelle 
Statistik weist bis November 
2011 für Brandenburg 3.547 
gestohlene Fahrzeuge aus. 
Im gesamten Jahr 2007 
waren es 2.469 Fälle. In 
Frankfurt Oder (60.000 Ein- 
wohner) wird im_ statisti- 
schen Durchschnitt jeden 
Tag ein PKW gestohlen. In 
Schwedt, Eisenhüttenstadt 
und Guben sowie der Re- 
gion rund um Berlin ist die 
Quote ähnlich hoch. 


Statt über die Wiederein- 
führung von Kontrollen 
nachzudenken, eiert der 
brandenburgische Innenmi- 
nister Dietmar Woidke 
(SPD) herum. O-Ton: „Die 
Lage in der Grenzregion ist 
so, daß die Bürger zu Recht 
spürbare Fortschritte er- 
warten - sonst verlieren sie 
das Vertrauen in die Politik.“ 
Ja, das hat der Mann im- 
merhin gemerkt: Die Bürger 
verlieren die Geduld und 
vertrauen den Politikern 
nicht mehr. Das scheint 
seine Hauptsorge zu sein. 


Viele brandenburgische 
Unternehmen haben ganz 
andere, existentielle Sorgen. 
Von Polen aus _operierende 
Diebesbanden stehlen in 
Brandenburg - meist nachts 
- so ziemlich alles, was sich 
wegfahren oder abmon- 
tieren und verladen läßt, 
gerne auch auf Baustellen. 
Und auf Bauernhöfen: 890 
landwirtschaftliche Maschi- 
nen und Geräte verschwan- 


den in 2011. Die Versiche- 
rungen spielen nicht mehr 
mit, und die Ausfallzeiten 
belasten die Bilanzen. 


Kontrolle ist besser 


Das Schengener Abkommen 
verbietet der deutschen Po- 
lizei Maßnahmen in der 
Grenzregion, denen „die 
gleiche Wirkung wie Grenz- 
übertrittskontrollen‘“ 
kommt. „Das orientiert sich 
nicht am _Sicherheitsbe- 
dürfnis der Bevölkerung, 
sondern nur an der europä- 
ischen Bürokratie. Diese 
Absurdität muß man än- 
dern“, sagt Rainer Wendt, 
Vorsitzender der Deutschen 
Polizeigewerkschaft. Dafür 
bekommt er regen Zuspruch 
aus der Bevölkerung. 


ZU- 


Denn auch Privathaus- 
halte werden immer öfter 
von ungebetenen Besuchern 
aus dem Osten heimgesucht. 
Die Fälle von „besonders 
schwerem Diebstahl“, also 
dem Einbruch in Gebäude, 
stiegen bis November 2011 
auf den Höchststand von 
6.700. Im gesamten Jahr 
2007 waren es 5.845 Fälle. 


Die Bürgerbewegung 
pro Deutschland fordert, 
das Schengener Abkom- 
men zumindest an der 
deutschen Ostgrenze vor- 
läufig auszusetzen und so 
schnell wie möglich wieder 
Grenzkontrollen einzufüh- 
ren. Dabei soll künftig bei 
der Ausreise „durchgewun- 
ken“, bei Einreisenden aber 
im angemessenen Umfang 
kontrolliert werden. Es gilt, 
das ungebremste Eindringen 
von Dieben, Drogenhänd- 
lern und Menschen- 
schmugglern nach Deutsch- 
land zu unterbinden. 


Foto: Arno Bachert, 
pixelio.de 


Von Deutschlands offenen 
Grenzen profitieren vor 
allem Kriminelle. 


www.sachsen-pro-deutschland.de 


Zähne zeigen! 
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